
Dezentralisierung der Entscheidungsstrukturen in der 

Landeshauptstadt Hannover 

 

Der SPD Ortsverein List-Süd fordert eine Dezentralisierung der Entscheidungsstrukturen in der 

Landeshauptstadt Hannover. Im Sinne des Subsidiaritätsprinzips sollen alle Aufgaben von der 

untersten möglichen Ebene wahrgenommen werden. In vielen Fragen der Kommunalpolitik wie z. B. 

Kindertagesstätten, (Stadtteil-) Kultur, Verkehr, Straßen und Plätze oder beim Betrieb der 

Bürgerämter sollte die Federführung oder zumindest ein wesentlicher Gestaltungsanteil bei den 

Bezirksräten liegen.  Die Stadtebene hätte nach diesem Konzept künftig insbesondere eine lenkende, 

(soziale) ausgleichende und moderierende Funktion für die Gesamtstadt.  

Die Landeshauptstadt Hannover soll die Bezirksräte in einem Stufenplan in die Lage versetzen, ihre 
neuen Aufgaben zu erfüllen. Dazu gehören neben der klaren Abgrenzung der Aufgaben zwischen den 

Ebenen eine angemessene finanzielle und personelle Ausstattung. Eine Direktwahl der 

Stadtbezirksbürgermeisterinnen und -meister ist anzustreben. 

 

Die Vorteile der Dezentralisierung liegen auf der Hand: 

- Durch mehr Bürgernähe kann die Politik- bzw. Parteienverdrossenheit abgebaut werden, 

- in Entscheidungsprozesse können mehr Bürgerinnen und Bürger eingebunden werden, 

- Entscheidungen werden transparenter und bürgernäher 

- durch Entscheidungen an der untersten möglichen Ebene kann der örtliche Sachverstand ohne 
Hindernisse eingebunden und genutzt werden 

 

Die SPD-Fraktion im Niedersächsischen Landtag wird aufgefordert, die hierfür gegebenenfalls 

notwendige Änderung des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) einzuleiten.  

 

Weiterleiten an: 

- SPD-Stadtverbandsparteitag Hannover 

- SPD-UB-Parteitag Region Hannover 

- SPD-Bezirksparteitag Hannover 

- SPD-Landesparteitag Niedersachsen 

- SPD-Landtagsfraktion Niedersachsen 

 

 

Begründung: 

2005 kündigte der SPD-Kandidat für das Amt des Oberbürgermeisters der Landeshauptstadt 
Hannover, Stephan Weil an, er wolle die Bezirksräte stärken. Diese Initiative ist in den vergangenen 

Jahren leider nicht voran gekommen. In den kommenden zehn Jahren soll mit einem Stufenplan die 

Dezentralisierung in allen Bereichen, in denen sie sinnvoll und zielführend ist, vorangetrieben 

werden. 


